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	Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des GAP-Konditionalitäten-Gesetzes 
	Artikel 1 
	Das GAP-Konditionalitäten-Gesetz vom 16. Juli 2021 (BGBl. I S. 2996; 2022 I S. 2262) wird wie folgt geändert: 
	1. § 1 wird wie folgt geändert: 
	2. § 3 wird wie folgt geändert: 
	3. In § 4 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „nach der Unionsregelung“ durch die Wörter „nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz“ ersetzt. 
	4. Nach § 12 wird folgendes Kapitel 3 eingefügt: 
	5. Das bisherige Kapitel 3 wird Kapitel 4. 
	6. Der bisherige § 13 wird § 15 und in ihm wird das Wort „Konditionalität“ durch die Wörter „Verpflichtungen nach § 3 Absatz 1 Nummer 1 und 2“ ersetzt. 
	7. Der bisherige § 14 wird § 16 und in seinem Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „23“ durch die Angabe „26“ ersetzt. 
	8. Der bisherige § 15 wird § 17 und in seinem Satz 1 werden nach den Worten „Kontrolle vor Ort“ die Wörter „im Sinne des § 16 Absatz 1“ eingefügt. 
	9. Der bisherige § 16 wird § 18. 
	10. Der bisherige § 17 wird § 19 und in ihm werden nach dem Wort „Kontrollen“ die Wörter „im Sinne des § 16“ eingefügt. 
	11. Die bisherigen §§ 18 bis 20 werden §§ 20 bis 22. 
	12. Der bisherige § 21 wird § 23 und in ihm werden die Wörter „Direktzahlungen und Zahlungen nach den Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung nach der Unionsregelung, soweit diese dem Geltungsbereich der Konditionalität unterliegen“ durch die Wörter „Direktzahlungen nach dem GAP-Direktzahlungen-Gesetz und Zahlungen nach den Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums nach der Verordnung (EU) 2021/2115, soweit diese dem Geltungsbereich des § 3 Absatz 1 unterliegen“ ersetzt. 
	13. Der bisherige § 22 wird § 24 und in seinem Absatz 1 werden nach der Angabe „§ 3 Absatz 1“ die Wörter „Nummer 1 und 2“ eingefügt. 
	14. Nach § 24 wird folgender § 25 eingefügt: 
	15. Das bisherige Kapitel 4 wird Kapitel 5 und die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
	16. Der bisherige § 23 wird § 26 und diesem wird folgender Absatz 6 angefügt: 
	17. Nach § 26 wird folgender § 27 eingefügt: 
	18. Der bisherige § 24 wird § 28 und in seinem Absatz 1 wird die Angabe „§ 23“ durch die Angabe „§ 26“ ersetzt. 
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